Gef ch „Sammlung | 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 17. 7 


(Nr. 6557.) Verordnung, betreffend die Einführung des Allgemeinen Berggeſetzes vom 
24. Juni 1865. in das Gebiet des vormaligen Herzogthums Naſſau. 
Vom 22. Februar 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen a. 


verordnen für das mit Unſerer Monarchie vereinigte Gebiet des vormaligen i 
Herzogthums Naſſau, auf den Antrag Unferes Staatsminiſteriums, was folgt 


Artikel J. 
Das Allgemeine Berggeſetz * die Preußiſchen Staaten vom 24. Juni 
1865. (Geſetz-Samml. für 1865. S. 705.) erlangt im Gebiete des vormaligen 


Herzogthums Naſſau unter nachfolgenden beſonderen Beſtimmungen mit dem 
5 Ari d. J. Geſetzeskraft. 


Artikel II. 


Den im F. 1. des Berggeſetzes aufgeführten Mineralien wird der Dach⸗ 
ſchiefer hinzugefügt. f 


Artikel III. 


Hinſichtlich der Feldesgröße iſt die Beſtimmung unter 2. des $. 27. des 
Berggeſetzes maaßgebend. f 


Artikel IV. 


Die im F. 141. des Berggeſetzes in Bezug een den Eiſenbahn⸗ 
Jahrgang 1867. (Ir. 6557.) 5 | Erde 


Ausgegeben zu Berlin den 2. März 1867, 


ie 


geſellſchaften gegenüber geltenden Grundſätze finden nur infoweit Anwendung, 
als denſelben nicht das Naſſauiſche Geſetz, betreffend die Behufs des Eintrags 
dinglicher on an Immobilien zu führenden öffentlichen Bücher, vom 15. Mai 
1851. (Verordnungsblatt 1851. S. 59.) entgegenſteht. 


Artikel V. 


Für alle im F. 165. des Berggeſetzes genannten Arbeiter im Gebiete des 
vormaligen Hofen en Naſſau ſoll ein allgemeiner Knappſchaftsverein gegrün⸗ 
det werden, welcher ſeinen Mitgliedern nach näherer Beſtimmung des Statuts 
die in $. 171. unter 4. 5. und 6. genannten Leiſtungen zu gewähren hat. 


Dieſem Vereine wird das Vermögen der Naſſauiſchen Allgemeinen 1 
ſchaftskaſſe ($. 12. des Geſetzes vom 23. November 1861., Verordnungsblatt 
1861. S. 369.) überwieſen. 


Für die Leiſtungen unter 1. 2. und 3. des $. 171. ſollen auf ſämmt⸗ 
lichen Werken beſondere Krankenkaſſen nach $. 172. eingerichtet werden. 


Die bereits beſtehenden Knappſchaftsvereine ſollen zu ſolchen Krankenkaſſen 
umgebildet werden. 


Die Krankenkaſſen erlangen durch die Beſtätigung ihrer Statuten die 
Eigenſchaft juriſtiſcher Perſonen. 5 
Von der 1 an dem allgemeinen e e boeh ſowie von 
der Umbildung zu Krankenkaſſen können diejenigen der bereits beſtehenden Knapp⸗ 
ſchaftsvereine, welche nach ihren jetzigen Statuten den Mitgliedern alle im §. 171. 
unter 1. bis 6. genannten Leiſtungen gewähren, auf ihren Antrag durch Be 
ſchluß des Oberbergamts befreit werden. Auf dieſelben finden alsdann die Be⸗ 
ſtimmungen des ſiebenten Titels des Berggeſetzes vollſtändig Anwendung. 


Artikel VI. 


Zugleich mit den Strafvorſchriften des Berggeſetzes tritt das Geſetz über 
die Beſtrafung unbefugter Gewinnung oder Aneignung von Mineralien vom 
26. März 1856. (Geſetz⸗Samml. für 1856. ©. 203.) in Kraft. 


Bis zur Aufhebung der ee in den Nafjauifchen Landestheilen 
beſtehenden allgemeinen ſtrafgeſetzlichen Beſtimmungen iſt jedoch bei Gefängniß⸗ 
ash bis zu ſechs Wochen ſtatt derſelben auf Amtsgefängniß, bei Gefängniß⸗ 
ſtrafen von längerer Dauer dagegen auf Korrektionshaus zu erkennen. 5 


73 


Artikel VII. 


An die Stelle der im 6. 209. des Berggeſetzes erwähnten Staatsanwalt: | 
ſchaft treten die zuſtändigen Gerichte. f N si 
- 1: 


Hinſichtlich der Kompetenz derſelben und des Unterfuchungsverfahrens gelten 

die allgemeinen Vorſchriften der Geſetzgebung des vormaligen Herzogthums Naſſau 
über Polizeiübertretungen und korrektionelle Vergehen, insbeſondere auch die 
Verordnung, betreffend das Verfahren bei Polizeivergehen, vom 4. Januar 1855. 
Verordnungsblatt 1855. S. 1.). a 


Artikel VIII. 


Die in den $$. 90. und 92. des Berggeſetzes den Knappſchaftskaſſen 
. Forderungen und Geldſtrafen fallen der allgemeinen Knappſchafts⸗ 
aſſe zu. 


Artikel IX. 


Muthungen und Verleihungsgeſuche aus der Zeit vor dem Eintritt der 
Geſetzeskraft des Berggeſetzes gewähren, wenn fie den Erforderniſſen des $. 15. 
des Berggeſetzes entſprechen, ein Recht auf Verleihung eines Normalgrubenfeldes 
nach $. 27. der Naſſauiſchen Bergordnung vom 18. Februar 1857., welches 
durch das Oberbergamt auf die nach §. 28. der Bergordnung ohne Zuſtimmung 
des Staatsminiſteriums zuläſſige Größe ausgedehnt werden kann. 5 


Das Recht auf Umwandlung und. Erweiterung nach $. 215. des Berg⸗ 
geſetzes ſteht denſelben nicht zu. 


Artikel X. 


Den mit gevierten Feldern im Sinne der bisherigen Geſetzgebung ver⸗ 
liehenen Bergwerken, mit Ausnahme der auf Thon und Walkererde en 
wird die ewige Teufe nach ſenkrechten Ebenen beigelegt, ſofern nicht Rechte 
Dritter entgegenſtehen. N 


Artikel XI. 


Der im F. 232. des Berggeſetzes angenommene Zeitpunkt iſt eingetreten, 
jobald die Ab⸗ und Zuſchreibung im Berggegenbuche geſetzlich beantragt iſt. 


Artikel XII. 5 


An Stelle der im Berggeſetze erwähnten Hypothekenbücher bleiben die 
e beſtehen und werden nach Maaßgabe der Beſtimmungen des 
im Artikel IV. angeführten Naſſauiſchen Geſetzes vom 15. Mai 1851., der dazu 
e Vollzugsverordnung vom 31. Mai 1854. (Verordnungsblatt 1854. 
71.) und bi $$. 66. bis 74. der e vom 18. Februar 1857. 


(Nr. 6557.) fort⸗ 


fortgeführt; eine Mitwirkung der Bergbehörde bei der Führung und Beauffichti- 
gung der Berggegenbücher Adel jedoch nicht mehr ſtatt. f 


Artikel XIII. 


An der Stelle der geſetzlichen Vorſchriften des Preußiſchen Rechts über die 
Exekution und den Konkurs bleiben die in dem vormaligen Herzogthum Naſſau 
beſtehenden gase Beſtimmungen über das Hülfsvollſtreckungs⸗ und Konkurs: 
verfahren in Kraft. 

Ebenſo wird an der Naſſauiſchen Geſetzgebung über das Pfandrecht und 
die Rangordnung der Gläubiger im Konkurſe nichts geändert. 


Artikel XIV. 

In den Fällen des §. 159. des Berggeſetzes ſoll die dene de nach 
den für das Konkursverfahren nach Naſſauiſchem Rechte beſtehenden Regeln und 
mit den Wirkungen deſſelben vollzogen werden. 

Artikel XV. 
Die in dem Deragelehe vorgeſchriebenen Veröffentlichungen durch das Ne: 
ierungs⸗Amtsblatt erfolgen, ſo lange ein ſolches nicht beſteht, durch das Naſſauiſche 
Jutelligemblatt | 
Artikel XVI. 


Die Inſinuation von Verfügungen der Bergbehörden kann rechtsgültig 
durch die Poſtbehörde bewirkt werden. Wird die Verfügung von der ost als 
unbeſtellbar zurückgeliefert, fo erfolgt die Inſinuation durch öffentlichen Aushang 
am Amtslokale des Revierbeamten. N 


Hat die Verfügung während vierzehn Tagen ausgehangen, ſo iſt die Zu⸗ 
ſtellung für bewirkt zu erachten. 5 


. - Artikel XVII. 


Mit dem 1. April d. J. treten außer Kraft: das gemeine Deutſche Berg⸗ 
recht, die bergrechtlichen Beſtimmungen der für einzelne Landestheile noch geltenden 
älteren Landrechte, das Edikt, betreffend die Organiſation der e ee 677 
vom 4. Oktober 1826., die Bergordnung vom 18. Februar 1857., ſoweit dieſelbe 
nicht nach Art. XII. dieſer Verordnung beſtehen bleibt, die Beſtimmungen im 
§. 6. pos. 6. des Geſetzes, betreffend die Organiſation der ene Jul 5 
. Ill! 


alle ül a 
über Ge 1 
ſich bestehen. ? 
ER 1 unter Unser Sihtgmbin tig Ute und benen 
Königlichen Inſiegel. 5 


Gegeben Berlin, den 22. brunn 1867, . i | 
(ES Wilhelm 
Gr. v. Bismarck⸗Schö nhauſen. Sch. v. d. Heydt. v. Roon. 


Gr. v. Ibzenplitz v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Br Gr. zu See e | 7 


(Nr. 6558.) Verordnung, betreffend die Einführung des Allgemeinen Berggeſetzes vom 

24. Juni 1865. in die mit der Preußiſchen Monarchie vereinigten Landes- 
theile der Großherzoglich Heſſiſchen Provinz Oberheſſen, ſowie in das Ge⸗ 
biet der vormaligen Landgrafſchaft Heffen - Homburg, einſchließlich des 
Ober⸗Amtsbezirkes Meiſenheim. Vom 22. Februar 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 


verordnen, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 


Artikel J. 


Das Allgemeine 1888 0 für die Preußiſchen Staaten vom 24. Juni 
1865. (GeſetzSamml. für 1865. S. 705. ff.) erlangt in den mit Unſerer Monarchie 
vereinigten Landestheilen der Großherzoglich Heſſiſchen Provinz Oberheſſen und im 
Gebiete der vormaligen Landgrafſchaft Heſſen⸗Homburg einſchließlich des Ober⸗ 
Amtsbezirkes Meiſenheim unter nachfolgenden beſonderen Beſtimmungen mit dem 
1. April dieſes Jahres Geſetzeskraft. 


Artikel II. 


Hinſichtlich der Feldesgröße iſt die Beſtimmung unter 2. des $. 27. des 
Berggeſetzes maaßgebend. d ; 


Artikel III. 


Zugleich mit den Strafvorſchriften des Berggeſetzes tritt das Geſetz über 
die Beſtrafung unbefugter Gewinnung oder Aneignung von Mineralien vom 
26. März 1856. (Geſetz⸗Samml. für 1856. S. 203.) in Kraft. Bis zur Aufhebun 
des Großherzoglich Heſſiſchen Strafgeſetzbuches vom 17. September 1841. it 
jedoch bei Gefängnißſtrafen über drei Monate ſtatt der letzteren auf Korrektions⸗ 

haus zu erkennen. a 


Artikel IV. 
Der zweite Abſatz im F. 249. des Berggeſetzes bleibt von der Einführung 
ausgenommen. 
Ä Artikel V. 


Die in dem Berggeſetze vorgeſchriebenen Veröffentlichungen durch das 
Regierungs⸗ Amtsblatt erf en, ſo lange ein ſolches nicht beſteht, durch das 
Regierungsblatt für den Bezirk des Civilkommiſſariats zu Homburg vor der Höhe. 


Artikel VI. 


Die Inſinuation von Verfügungen der Bergbehörden kann rechtsgültig 
durch die Poſtbehörde bewirkt werden. Wird die Verfügung von der Poſt als 
un⸗ 


„ 


unbeſtellbar zurückgeliefert „ſo erfolgt die 


Inſinuation durch öffentlie en Aushan 
am Amtslokale des Berg⸗Revierbeamten. 5 ö 0 f hang 


f Hat die Verfügung während vierzehn Tagen ausgehangen /ſo iſt die Zu⸗ 
ſtellung für bewirkt zu erachten. 


Artikel VII. 


Mit dem 1, April dieſes Jahres treten außer Kraft: das gemeine Deutſche 
Bergrecht, die Ordnung für die Bergleute auf den Großherzoglich Heſſiſchen Berg⸗ 
werken in der Provinz Heſſen vom 4. Oktober 1815., die auf den Bergbau be⸗ 
dic aden Artikel 20. 21. und 22. des Großherzoglich Heſſiſchen Geſetzes über 

ie Abtretung von Privateigenthum zu öffentlichen Zwecken vom 27. Mai 1821., 
das linksrheiniſche Bergwerksgeſetz vom 21. April 1810., überhaupt alle allge⸗ 
meinen und beſonderen Geſetze, Verordnungen und Gewohnheiten über Gegen⸗ 


ſtände, auf welche das Berggeſetz und die gegenwärtige Verordnung ſich beziehen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 5 


Gegeben Berlin, den 22. Februar 1867. 
(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bismarck-Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 


Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. en 


(N. 6558-6559.) | | (Nr. 6559,) 


z 


(Nr. 6559.) Allerhöchſter Erlaß vom 30. Januar 1867., betreffend die Verleihung der fis⸗ 
kaliſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Chauſſee von 


der Enkirch ⸗Irmenacher Gemeinde ⸗Chauſſee nach der Trarbach Zeller 5 


Moſelſtraße. 


Nahen Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den chauſſeemäßigen 
Ausbau der Verbindungsſtrecke von der Sch en Gemeinde⸗Chauſſee 
nach der Trarbach⸗Zeller Moſelſtraße durch die Gemeinde Enkirch, im Kreiſe Zell 
des Regierungsbezirks Coblenz, genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch der Ge⸗ 
meinde Enkirch das Expropriationsrecht für die zu dieſer Chauſſee erforderlichen 


Grundſtücke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unter⸗ 


haltungs⸗ Materialien, nach Maaßgabe der 8 die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden 
Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. ugleich will Ich der genannten Ge⸗ 
meinde gegen Uebernahme der künftigen chauſſeemäßigen Unterhaltung der 
Straße das Recht zur Erhebung des hauſſeegeldes nach den Beſtimmungen 
des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld-Tarifs, einſchließ⸗ 
lich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen über die Befreiungen, ſowie der 


ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſätzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtim⸗ 


mungen auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, 840 
verleihen. Auch ſollen die dem denen vom 29. Februar 1840. an⸗ 
Eb Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die gedachte 
traße zur Anwendung kommen. 8 
Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 30. Januar 1867. 
Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. i 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


